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Verwaltungsgericht des Kantons Solothurn
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Baurekursgericht des Kantons Zürich
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Bundesverwaltungsgericht
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Begriff und Arten des Vergleichs

− Begriff des Vergleichs

− Konsenslösung (gütliche Einigung, Verständigung, Abmachung) zu Sachverhalts- und Rechts-

fragen.

− „Ein Vergleich in einem Verwaltungsverfahren kann daher allgemein sowohl als verbindlicher 

Vertrag zwischen den Parteien als auch als gemeinsamer Antrag auf Erlass einer Verfügung mit 

dem vorgeschlagenen Inhalt betrachtet werden.“ (BGer, 1C_227/2018 vom 25. Januar 2019, 

E. 3.6)

− Arten

− gerichtlicher / aussergerichtlicher Vergleich

− prozessualer / ausserprozessualer Vergleich
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Gesetzmässigkeitsprinzip
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Bedeutung des Gesetzmässigkeitsprinzips für die Zulässigkeit von 
Vergleichen

− Keine Notwendigkeit einer expliziten gesetzlichen Grundlage für Vergleiche.

− Teilweise allgemeine oder spezifische gesetzliche Normen zu Vergleichen im 

verwaltungsgerichtlichen Verfahren auf der Ebene des Bundes und der Kantone.

− Solche Normen können – bei entsprechender Ausgestaltung und Interessenlage –

Vergleichslösungen fördern, bspw. durch die Aussicht auf den Verzicht auf die Erhebung 

von Verfahrenskosten. 
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Zulässigkeit verwaltungsgerichtlicher Vergleiche (I)

− Materiell-rechtliche Dispositionsbefugnis

− gesetzlicher Spielraum

− spezialgesetzliche Regelungen: Beispiel
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Zulässigkeit verwaltungsgerichtlicher Vergleiche (II)

− Materiell-rechtliche Dispositionsbefugnis

− gesetzlicher Spielraum (Fortsetzung)

− offene Rechtsnormen

− insb. Ausübung von Einzelfallermessen, Konkretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe 

(bspw. „angemessene Vergütung“)

− Interessenabwägung (bspw. im Bau-, Raumplanungs- und Umweltrecht)

− unklare Sachlage

− unklare Rechtslage
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Weitere rechtsstaatliche Anforderungen (I)

− Grundsatz des öffentlichen Interesses (Art. 5 Abs. 2 BV)

− prozessökonomische Überlegungen: Interesse an einer raschen Entscheidfindung bzw. an 

einer besseren, effizienteren und akzeptableren Aufgabenerfüllung

− Rechtsgleichheitsgebot (Art. 8 Abs. 1 BV)

− Anspruch auf rechtsgleiche Zugang zu Verhandlungslösungen und auf gleiche 

Behandlung gleicher Konstellationen

− limitierte Möglichkeit von Vergleichslösungen in der Massenverwaltung
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Weitere rechtsstaatliche Anforderungen (II)

− Anspruch auf ein faires Verfahren (Art. 29 BV)

− Einbezug aller Beteiligten in gerichtliche Vergleiche

− Vergleichsphase als funktionales Äquivalent gewisser Aspekte des rechtlichen Gehörs 

(insb. der Anhörung und der Mitwirkung an der Beweiserhebung)

− Pflicht zur Begründung von Abschreibungsbeschlüssen, wenn nicht am Vergleich 

beteiligte Dritte (bspw. Aufsichtsbehörden) über ein Beschwerderecht verfügen (BVGer, 

C-6015/2017 vom 24. September 2019, E. 4.2)
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Beschränkung der gerichtlichen Überprüfung

− Vergleich führt zu einem Verzicht auf einen autoritativen gerichtlichen Entscheid.

− mit Blick auf die Rechtsweggarantie von Art. 29a BV und Art. 6 Ziff. 1 EMRK zulässig.

− Anfechtung des gerichtliche Abschreibungsentscheids nur unter qualifizierten Voraus-

setzungen (analoge Anwendung der einschlägige obligationenrechtlichen Bestimmungen: 

Übervorteilung, Willensmängel, Täuschung). 

− Aber: keine Anfechtungsmöglichkeit wegen Irrtums, soweit mit dem Vergleich gerade 

Unsicherheiten bezüglich des umstrittenen Rechtsverhältnisses und seiner sachver-

haltlichen Grundlage Rechnung getragen werden sollte (BGE 142 III 518, E. 2.6.2).
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Praktische Relevanz prozessualer Vergleiche

− Finanzielle Ansprüche, bspw. aus Arbeitsvertrag, Enteignung oder Staatshaftung

− Bau- und umweltrechtliche Streitigkeiten, u.a. im Kontext von Verbandsbeschwerden
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Möglichkeiten zur Förderung prozessualer Vergleiche

− Vergleichsverhandlungen, bspw. anlässlich von Instruktionsverhandlungen

− Öffentliche Parteiverhandlungen

− Augenscheine

− Verfahrenssistierung

→ Das von Schriftlichkeit geprägte schweizerische Verwaltungsprozessrecht 

erweist sich nicht als vergleichsfördernd.
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Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.


